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Geſetz-Sammlung 


fuͤr die 


N 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— No. 7.— 


(No. 340.) Allerhochſte Kabinetsorder vom 2ten März 1816., den Zeitungsſtempel 
Zi i betreffend. . f 


B. den in Ihrem Berichte vom 27ſten v. M. angefuͤhrten Umſtaͤnden 
autoriſire Ich Sie, in Faͤllen, wo Zeitungs⸗Verleger, zur Umgehung des 
Stempels, von dem im Vierteljahr zuerſt erſcheinenden Zeitungsblatte eine 
viel geringere Auflage machen, als ſie ſonſt durchſchnittlich zu thun pflegen, 
von der Beſtimmung des Stempelgeſetzes vom 20ſten November 1810. 
Art. 9., in Ruͤckſicht ihrer, abzugehen, und, ſtatt des erſten Blattes im 
Vierteljahr, ſaͤmmtliche das Jahr hindurch herausgegebene Blaͤtter mit 
einem Stempel belegen zu laſſen, deren Saͤtze zuſammen genommen mit 


deer verlangten jaͤhrlichen Stempelabgabe uͤbereinſtimmen. 


Berlin, den 2ten Marz 1816. 
Friedrich Wilhelm. 


An 2 
den Staats- und Finanzminiſter Grafen v. Buͤlow. 


Jäßrgang 1816. 5 Y 5 (No. 34 r.) 


NS 


(Ausgegeben zu Berlin den 3oſten März 1816.) 


. 
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(Jo. 341) Verordnung wegen Ertheilung des freien Bürgerrechts an diejenigen Soldaten, 


die aus den Kriegen von 1815 zu W Gewerben zuruͤckkehren. Vom 
a März 1816. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Oden Song von 
Preußen ꝛc. dc. 


Da die Soldaten, welche aus den nun beendigten Kriegen für die Selbſt⸗ 


ſtaͤndigkeit des Vaterlandes nach ehrenvoll erfuͤlltem Beruf zu ihren Gewer⸗ 
ben zuruͤckkehren, auf die Dankbarkeit ihrer Mitbürger gerechten Anſpruch ha⸗ 
ben; ſo verordnen Wir hierdurch: daß jedem Soldaten, der in den Kriegen 


der Jahre 1813. bis 1815, gedient und Zeugniſſe feines Wohlverhaltens auf- 


zuweiſen hat, das Buͤrgerrecht der Stadt, in der er wohnen und ſein Ge⸗ 
werbe treiben will, unentgeldlich ertheilt werden ſoll, wenn er durch ein Zeug⸗ 
niß zweier unbeſcholtener Bürger des Orts beſcheinigt, daß er die Koſten des, 
Buͤrgerrechts zu bezahlen nicht im Stande ſey. 

So geſchehen und gegeben Berlin, den 2often März 1816. 


Friedrich Wilhelm. 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. 


(No. 342.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom aoſten März 1816. e die Aufhebung 
der Suspenſion der Militairprozeſſe. 


Hr Ihren Antrag vom en Marz d. J. will Ich die Aufhebung der durch 


die Verordnungen vom Zoften Juli 1812. und Aten Mai 1813. verfuͤgten 
. Suspenfton der Prozeſſe gegen die ins Feld geruͤckten Militairperſonen, bei 
jetzt wieder hergeſtelltem Frieden genehmigen, und ſende Ihnen die an die 


Gerichtsbehoͤrden diesfalls zu erlaſſende Inſtruktion von Mir vollzogen, zur 


Bekanntmachung zuruͤck. 
Berlin, den 20ſten Maͤrz 1816. 


Friedrich Wilhelm, 


An 
den Staats⸗ und Juſtizminiſter von Kircheiſen. 


(No. 343.) 
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(No. 343.) Auweiſung für die Gerichtsbehdrden, Über die, nach erfolgter Aufhebung 
der Suspenſion der Militairprozeſſe, bei dem gerichtlichen. Verfahren zu 
beobachtenden Modalitäten. Vom zoften März 1816. 


N durch die an den Juſtizminiſter heute erlaſſene Kabinetsorder die 
unterm Zoſten Juli 1812. und Aten Mai 1813. verfuͤgte Suspenſion der 
Militairprozeſſe bei jetzt völlig wiederhergeſtelltem Frieden aufgehoben worden; 
fo werden die Gerichtsbehoͤrden über das hierbei ſowohl im allgemeinen, als 
in beſonderer Beziehung auf das in Frankreich zur Zeit noch verbleibende 
Armeekorps zu beobachtende Verfahren mit nachſtehender Inſtruktion verſehen. 


i s . 5 

Bei fämmtlichen Gerichten iſt gleich nach dem Empfang der gegen⸗ 
waͤrtigen Verordnung eine genaue Liſte von den ſiſtirt geweſenen Civil-, im⸗ 
gleichen den Konkurs: und Liquidationsprozeſſen anzufertigen und wegen deren 
Reaſſumtion und weiteren Einleitung das Erforderliche zu verfuͤgen. 
a 5 i 

In Anſehung der einzelnen bereits vor der Suspenſion angeſtellten oder 
noch anzuſtellenden Civilprozeſſe hat es, hinſichtlich der Anberaumung und 
Verlegung der Termine, ſo wie der dem Kläger noͤthigenfalls zu verſtattenden 
Sicherheitsmaaßregeln, bei den Vorſchriften der allgemeinen Gerichtsordnung 
Tit. XX. H. 12. fein Bewenden. a x 


Um jedoch den Schuld- und Alimentenklagen, welche gegen eine bei dem 
in Frankreich bleibenden Armeekorps ſtehende Militairperſon kuͤnftig angebracht 
werden konnten, die erforderliche Beſchleunigung zu gewähren; fü ſollen die 
Gerichte zwar zu deren An⸗ und Aufnahme befugt, jedoch hiernaͤchſt verbun⸗ 
den ſeyn, ſolche ſofort zur weitern Inſtruktion und Abfaſſung des Erkennt⸗ 
niſſes an das Ober⸗Auditoriat gedachten Armeekorps zu ſchicken. ; 

Dem Klaͤger bleibt ſodann uͤberlaſſen, aus ber Zahl der dabei ange⸗ 
ſtellten Brigade⸗Auditeurs ſich entweder ſelbſt einen Bevollmaͤchtigten zu 
waͤhlen, oder auf deſſen Zuordnung bei dem Ober-Auditoriat anzutragen. 


3 N 

In Betreff der vor Eintritt der Suspenſion erlaſſenen Ediktal⸗Cita⸗ 

tionen, ſind die in dem Cirkularreſeript vom 29ſten Juni 1795. (Ediktenſamm⸗ 

lung Pag. 2858.) enthaltenen und unterm zoſten Mai 1809. wiederholentlich 
beftäfigten Vorſchriften zur Anwendung zu bringen. 


ERS : 
Damit indeß das Intereſſe der für jetzt in Frankreich zurückbleibenden 
Militairperſonen dabei moͤglichſt geſichert werde; ſo muͤſſen ſowohl, was jene 
bereits erlaſſenen als auch die ferner zu erlaſſenden Ediktal⸗Citationen anbe⸗ 
— n trifft, 
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trifft, von allen Ober⸗Landesgerichten genaue, uͤber den ganzen Departements⸗ 
bezirk ſich erſtreckende Liſten gehalten, ſodann mit Bemerkung des Extrahen⸗ 
ten, ſo wie des Gegenſtandes, kurze Extrakte daraus gefertiget, und von bieſen 
Extrakten alle zwei Monate Einmal, Einhundert und Funfzig Abdruͤcke an 
den das (F. 3.) gedachte Armeekorps kommandirenden General- Lieutenant 
von Ziethen, uͤberſendet werden, mit der Requiſition: 

die Exemplarien zur Bekanntmachung an alle unter feinem Befehle ſte⸗ 

hende Regimenter und Batalllons, auch an die davon detachirten Kom⸗ 

mando's, zu vertheilen, und En ſolches geſchehen, Nachricht zu geben. 


Den Ober⸗Landesgerichten ſtehet es frei, in Anſehung der von ihnen 
reſſortirenden Untergerichte die erforderlichen Nachrichten aus den Intelligenz 
Blaͤttern ſelbſt zu entnehmen, oder die Untergerichte anzuweiſen, daß ſie ihnen 
von den zu erlaſſenden Ediktal⸗Citationen jedesmal eine Abſchrift einreichen. 


5 H. 7. i 8 ER 
Wenn auf die ergangene Requiſition Nachricht von deren Bekanntmachung 
einkommt, und ſich bis dahin keine, zu den obbenannten Korps gehörige Militairper⸗ 
ſon meldet; ſo behaͤlt das Aufgebot oder der Prozeß ſeinen ungeſtoͤrten Fortgang. 


H. 8. 

Wofern aber dem Gerichte, entweder aus der Anzeige des requirirten 
Generals, oder durch das digene Anmelden einer ſolchen Militairperſon, oder 
ſonſt auf irgend eine Art bekannt wird, daß ein dergleichen Intereſſent vor⸗ 


handen ſey, ſo kann zwar die Sache fortgeſetzt, auch die Praͤkluſionsſentenz; 


abgefaßt und publizirt werden, es find jedoch darin dieſem Militair- Interefr 
ſenten ſeine Rechte ausdrücklich vorzubehalten und dem weiteren Verfahren 
muß, ſo weit als ein Praͤjudiz für denſelben daraus erwachſen koͤnnte, Anſtand 
gegeben werden, bis er entweder zum ferneren Betriebe ſeines Anſpruches ſich 
von ſelbſt meldet, oder dazu nach erfolgter Ruͤckkehr feines Regiments oder 

Korps in die Friedensgarniſon, aufgefordert und angehalten werden kann. 


3 

Alle auf dergleichen Angelegenheiten Bezug habende Korreſpondenzen 
und Verfügungen, ſollen Koſten⸗ und Stempelfrei ergehen, insbeſondere aber 
die $pho 5. vorgeſchriebenen Requiſitionen mit der Rubrik: Herrſchaftliche 
Militairſachen, zur Poſt gegeben und die Koſten der Abdrucke von den Extra⸗ 
henten getragen, oder aus der Maſſe genommen, vorlaͤufig aber, um jeden 
Aufenthalt zu vermeiden, aus der Salarien⸗ Kaffe vorgeſchoſſen werden. 
Saͤmmtliche Gerichts behoͤrden haben ſich nach obiger Inſtruktion auf das Ge⸗ 
naueſte zu achten. Berlin, den 20ſten März 18 16. En a 


Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Kircheiſen. 


